
Suchergebnisse: Kapitalist

1845 – Friedrich Engels: „Über die Lage der arbeitenden Klasse in England“

England * Friedrich Engels veröffentlicht sein Werk „Über die Lage der arbeitenden Klasse in

England“, das ihn auch in Deutschland populär macht. Darin schreibt er: „Die Teilung der Arbeit,

die Benutzung der Wasser- und besonders der Dampfkraft und der Mechanismus der

Maschinerie - das sind die drei großen Hebel, mit denen die Industrie seit der Mitte des vorigen

Jahrhunderts daran arbeitete, die Welt aus ihren Fugen zu heben. [...]     Denn wie die neue

Industrie erst dadurch bedeutend wurde, dass sie die Werkzeuge in Maschinen, die Werkstätten

in Fabriken - und dadurch die arbeitende Mittelklasse in arbeitendes Proletariat, die bisherigen

Großhändler in Fabrikanten verwandelte; wie also schon hier die kleine Mittelklasse verdrängt

und die Bevölkerung auf den Gegensatz von Arbeitern und Kapitalisten reduziert wurde, so

geschah dasselbe, außer auf dem Gebiet der Industrie im engeren Sinne, in den Handwerken

und selbst im Handel. [...] Die wichtigste Frucht aber dieser industriellen Umwälzung ist das

englische Proletariat.“

1887 – Kommentierte Berichte der Fabrikinspektoren

München * Dr. Bruno Schoenlank, Vordenker in der SPD, kommentiert die Berichte der

Fabrikinspektoren in seinem Buch „Zur Lage der arbeitenden Klasse in Bayern“, das während der

Zeit der Sozialistengesetze verboten ist, wie folgt:    „[...] Das harte Werk, der lange Arbeitstag,

der in den oberbayerischen Ziegeleien, diesen Musteranstalten rücksichtslosester Ausbeutung

der Arbeitskraft herrscht, ist vom Fabrikinspektor oft genug denunziert worden.     Aber was nützt

es? Die Herren Ziegeleibrenner lassen sich, um den einheimischen Arbeitern die Lebenshaltung

noch tiefer als sie bereits steht, herabzudrücken, beständig neue Waggonladungen italienischer

Kulis von ihren Lieferanten aus dem Lande kommen, wo die Citronen und die

Schmutzconkurrenz blüh‘n.     So nimmt es Keinen, der die Verhältnisse selbst zu beobachten

Gelegenheit gehabt, Wunder, wenn es über die Handhabung der gesetzlichen Bestimmungen

betreffs der Kinderarbeit von den Ziegeleien heißt:  ‚In einer namhaften Zahl derartiger Anlagen,

die ich im Berichtsjahr theils zum erstenmale, theils nach mehrjähriger Zwischenpause besucht

habe, fanden sich nicht einmal die Arbeitsbücher und man war anscheinend entweder noch in

völliger Unkenntniß der die jugendlichen Arbeiter betreffenden Vorschriften, oder man hat sie

mangels genügender Controle einfach außer Acht gelassen. Das behufs dieser Mißstände weiter

Erforderliche ist eingeleitet‘.     Mangel an Controle, weil Mangel an Aufsichtspersonal, und darum
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eine Gesetzesverletzung nach der anderen, begangen durch die sittenstrengen Stützen der

bürgerlichen Gesellschaft, die Moral, Ehrbarkeit, Gesetzlichkeit und Schutz nationaler Arbeit in

Erbpacht haben, ferner Unkenntnis der Gesetze, d.h. derjenigen, die den Profit der Kapitalisten

ein wenig zu beschneiden bestimmt sind.     O diese unschuldvollen, ahnungslosen Engel von

Kapitalisten!“

25. November 1918 – Kurt Eisner will Karl Liebknecht von seiner Friedensinitiative überzeugen

Berlin * Unmittelbar vor der Ministerpräsidenten-Konferenz trifft sich Kurt Eisner mit dem Führer

des Spartakusbundes, Karl Liebknecht, in Berlin, um ihn zur Unterstützung seiner

Friedensinitiative gegenüber den Alliierten zu überzeugen.  Liebknecht lehnt das Ansinnen ab, da

er weder im Inland noch im Ausland mit Kapitalisten verhandeln will. Für die Spartakisten kommt

die Einführung des Sozialismus erst dann in Frage, wenn alle Strukturen des ehemaligen

Obrigkeitsstaates restlos zerstört sind.

2. März 1919 – Außerordentlicher Parteitag der USPD in Berlin

Berlin * Die USPD trifft sich in Berlin zu einem außerordentlichen Parteitag. Er dauert bis zum 6.

März. Hugo Haase, der Parteivorsitzende der USPD, spricht der SPD den Willen ab, eine

antikapitalistische Politik betreiben zu können und zu wollen. 

11. März 1919 – Abkehr von bürgerlicher Demokratie und Parlamentarismus

München * Die Münchner USPD beschließt auf ihrer Generalversammlung eine politische

Kundgebung. In dieser erklärt sie die Abkehr von der bürgerlichen Demokratie und dem

bürgerlichen Parlamentarismus.    Sie sieht nur in den „aus der Revolution elementar

erwachsenen Räten die Organisationsform, die notwendig ist, die Interessen aller produktiv

Schaffenden in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht zu vertreten und die kapitalistische

Ordnung in eine sozialistische umzugestalten“. Erforderlich dazu ist „die Eroberung der

politischen Macht durch die Räte“. 

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in
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Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung

und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten

sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des

überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im

neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik

folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im

Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie

nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

7. April 1919 – Die Räterepublik lehnt Zusammenarbeit mit Reichsregierung ab

München * Die&nbsp;Baierische Räterepublik&nbsp;lehnt die Zusammenarbeit mit
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der&nbsp;Reichsregierung&nbsp;ab und bezeichnet diese als&nbsp;„verächtliche Regierung

Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger, weil diese unter der Flagge einer sozialistischen

Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militärische Geschäft des in Schwachheit

zusammengebrochenen deutschen Kaisertums unterstützt“.

7. April 1919 – Die neue Räteregierung wird gebildet

München * In der Räteregierung, also dem Rat der Volksbeauftragten,&nbsp;haben

die&nbsp;Schriftsteller&nbsp;Ernst Toller, Gustav Landauer und Erich Mühsam führende

Funktionen. Ihre geringe politische Erfahrung betrachten sie nicht als Mangel, da sie den

herrschenden Konventionen der Politik ja sowieso ablehnend gegenüberstehen. Deshalb wird die

Erste Räterepublik&nbsp;häufig auch abschätzend als Literatenrepublik bezeichnet.    Das

oberste Gremium der Räterepublik ist der Revolutionäre Zentralrat. Er ist den Volksbeauftragten

übergeordneten. Der Rat der Volksbeauftragten wird jedoch nie zusammentreten.       Oberster

Repräsentant der Baierischen Räterepublik ist zunächst Ernst Niekisch, der aber bereits nach

einem Tag den Vorsitz des Revolutionären Zentralrats niederlegt.   Ernst Toller wird ab dem 9.

April sein Nachfolger. Toller zählt zum linken Flügel der USPD und ist deren Vorsitzender in

München.   Das Amt des Volksbeauftragten für Finanzen übernimmt Silvio Gesell,  

Volksbeauftragter für Volksaufklärung wird der Anarchist Gustav Landauer.   Volksbeauftragter

für Äußeres wird Dr. Franz Lipp [USPD],   Volksbeauftragter für Inneres wird Fritz Soldmann

[USPD],   Volksbeauftragter für Volkswohlfahrt, das ehemalige Ministerium für Soziale Fürsorge,

wird August Hagemeister [USPD],   Volksbeauftragter für Justiz wird Konrad Kübler [BBB],  

Volksbeauftragter für Verkehr wird Gustav Paulukum [USPD],   Volksbeauftragter für Land- und

Forstwirtschaft wird der bisherige Minister Josef Steiner [BBB],   Volksbeauftragter für

Volkswirtschaft wird Edgar Jaffé [USPD],   Volksbeauftragter für Militär wird Otto Killer [USPD].  

Kommissar für das Ernährungswesen wird Johann Wutzlhofer [BBB] und   Kommissar für das

Wohnungswesen wird Dr. Arnold Wadler.      Max Levien wird von von Erich Mühsam für das Amt

als Volksbeauftragter für Militär vorgeschlagen, doch dieser sagt ab, da die KPD die Mitarbeit in

der Räterepublik ablehnt.    Damit wird weder die SPD noch die KPD bei der Ämterverteilung der

Volksbeauftragten berücksichtigt.    Mit&nbsp;der Ausrufung der Räterepublik wird der alte

Zentralrat für „erledigt“ erklärt. Gustav Landauer teilt mit: „Der alte Zentralrat existiert nicht mehr“.

Auch der Aktionsausschuss existiert nicht mehr, was allerdings nirgends offiziell erwähnt wird.

&nbsp;    Der Bayerische Landtag wird       als „unfruchtbares Gebilde des überwundenen

bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters“ für aufgelöst erklärt und   die sofortige Gründung einer

Roten Armee angekündigt.&nbsp;
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7. April 1919 – Die Räteregierung informiert Ungarns Regierung

München - Budapest * Die bayerische Räteregierung informiert umgehend den Revolutionären

Regierungsrat in Budapest über den politischen Schritt. Der ungarische Regierungschef Bela Kun

unterbricht daraufhin die Regierungssitzung und verliest das Münchner Telegramm unter

tosendem Beifall:       „Die Bayerische Räterepublik folgt dem Beispiel des russischen und

ungarischen Volkes. Sie nimmt sofort die brüderliche Verbindung mit diesen Völkern auf.   

Dagegen lehnt sie jede Zusammenarbeit mit der verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann,

Noske, Erzberger ab, weil dieser unter der Flagge einer sozialistischen Republik das

imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in Schmach zusammen gebrochenen

deutschen Kaisertums fortsetzt“.      Damit gibt es in Europa schon drei Räterepubliken.&nbsp;

7. April 1919 – Hoffnung auf eine Räterepublik

München-Bogenhausen * Thomas Mann vertraut seinem Tagebuch folgendes an:    „Die erste

Seite der Nachrichten mit der Proklamation der Räte-Republik bedeckt. Heute Generalstreik und

‚Nationalfeiertag‘. Anschluss an Ungarn und Russland, Bruch mit Berlin. Rote Garde.

Sozialisierung der Presse. Expropriierungspläne [= Sozialisierungspläne].    Der Ton ist scharf,

und doch ist klar, dass es sich um ein vorbeugendes Werk der Mehrheitssozialisten handelt, wie

schon bei der ersten Revolution, allerdings so weit gehend, dass die Kommunisten mittun

können. Doch rechne ich mit einer vierten, ganz radikalen Umwälzung, bevor der Rückschlag

kommt.     Es ist anzunehmen, dass das Reich folgen wird, und wenn der radikale Sozialismus in

Deutschland haltbare Formen annimmt, wird auch den Proletariern der Entente-Länder, die dann

von kapitalistischer Ausbeutung Deutschlands nichts mehr zu hoffen haben, nichts anderes mehr

übrig bleiben. Man muss anerkennen, dass der Kapitalismus gerichtet ist.“&nbsp;

9. April 1919 – Die Kapitalflucht soll unterbunden werden

München * Ernst Tollers erste Verordnung betrifft den Bankensektor. Ein Anschlag des

Revolurionären&nbsp;Zentralrats gibt bekannt, dass „Der revolutionäre Bankrat für Baiern“ in

München Vertrauensleute bestimmt hat, die „die Auszahlung von Geldern bei den Banken zu

überwachen haben, um zu verhindern, dass landesverräterische Kapitalisten ihr Geld ins Ausland

verbringen“. Damit soll die Kapitalflucht verhindert werden.    Es dürfen nur noch Beträge bis zu

100 Mark täglich oder 700 Mark wöchentlich abgehoben werden. Von dieser Regelung

ausgenommen sind ausstehende Rechnungen, Kreditrückzahlungen und Zinstilgungen sowie

Lohnzahlungen und Zahlungen im Geschäftsverkehr von Firmen. Die zuletzt genannten müssen
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vom Betriebsrat gegengezeichnet werden.&nbsp;

9. April 1919 – Linke Kritik an der Räteregierung

München * In der Münchner Roten Fahne erscheint ein Artikel von Eugen Leviné, in dem er die

Politik der Räteregierung scharf angreift:    „Alles wie sonst. In den Betrieben schuften und fronen

die Proletarier nach wie vor zugunsten des Kapitals. In den Ämtern sitzen nach wie vor die [...]

kgl. Wittelsbacher Beamten. An den Straßen die alten Hüter der kapitalistischen

Wirtschaftsordnung mit dem Schutzmannssäbel.     Kein bewaffneter Arbeiter zu erblicken. Keine

roten Fahnen. Keine proletarische Besetzung in den Machtpositionen der Bourgeoisie. Noch

liegen die Kapitale in den Safes der Banken. Noch klappern die Kuponscheren der

Kriegsgewinnler und Dividendenjäger. Noch üben in den Gerichten die königlichen

Landgerichtsräte Klassenjustiz. Alles wie sonst. Noch rattern die Rotationsmaschinen der

kapitalistischen Presse und speien ihr Gift und ihre Galle, ihre Lügen und ihre Verdrehungen in

die nach revolutionären Kampfworten begierige Menge. Alles wie sonst.     Nur an den Straßen

von Wind und Regen zerfetzte Plakate: ‚Nationalfeiertag!‘ steht darauf! Nationalfeiertag! Nicht

proletarischer Feiertag. Nicht internationaler Feiertag. Von der Nation sprechen sie, der einigen

Nation der Arbeiter und Kapitalisten. [...] Sie sitzen zusammen im Wittelsbacher Palais und

dichten Dekrete. [...]     Räterepublik ohne Räte. Proletarische Diktatur ohne Proletariat.

Volksbeauftragte ohne Auftrag des arbeitenden Volkes. Ein Projekt der Roten Armee ohne

Beihilfe des Proletariats, Sozialisierungsprojekte ohne wirkliches Eingreifen der Macht.

Angebliche Siege ohne Kämpfe. Revolutionäre Phrasen ohne revolutionären Inhalt, revolutionäre

Worte ohne revolutionäre Taten.“&nbsp;

15. Mai 1933 – Den Nationalsozialisten sind die Kaufhäuser ein Dorn im Auge

Berlin * Den Nationalsozialisten sind die Kaufhäuser als „Prototypen wurzellosen kapitalistischen

Gewinnstrebens“ ein Dorn im Auge. Adolf Hitler erlässt eine „Errichtungs- und Erweiterungssperre

für Warenhäuser“. Die Gewerbekapitalsteuer für solche Unternehmen verdoppelt sich in dieser

Zeit.  Vor den Kaufhäusern verteilen Nazis Flugblätter mit Boykottaufrufen. Sprechchöre

verkünden: „Wer im Warenhaus kauft, ist ein Lump!“ Selbst die Kaufhaus-Verkäuferinnen sind

von den brauen Machthabern nicht gerne gesehen, weil die materielle Abhängigkeit von

männlichen Vorgesetzten und der stete Kontakt mit einem anonymen Publikum ihre Tugend

überfordern könnte. Außerdem verlockt die Atmosphäre der Kaufhäuser zu „Vergnügungs- und

Putzsucht“.    Vor allem aber fürchtet die NSDAP, dass sich durch diesen neuen Frauenberuf die

„selbstbewusste, unabhängige, arbeitende Frau“ emanzipieren und „Mutterschaft und Haushalt“
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nicht mehr als das erstrebenswerte Ziel ansehen könnte. 
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